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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 24. Marienwerder, den 12. SEN 1878, 
— — —— 


Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. 


Das 5., 6., 7., 8., 9., 10., 11. und 12. Stück Das 15, 16., 17., 18., 19. und 20. Stüc der 
des Reichs⸗Geſetzblatts pro 1878 enthält unter: Geſetz»Sammlung pro 1878 enthält unter: 


Nr. 1225 das Geſetz, betreffend die vorläufige Er Nr. 8557 das Geſetz, Maßregeln gegen die Verbrei⸗ 
ſtreckung des Haushalts⸗Etats des Deutſchen Reichs tung der Neblaus betreffend. Vom 27. Februar 
für das Wia 10 auf den Monat April| 1878. 

E gt Se kad, Nr. 8558 das Geſetz, betreffend die Unterbring 
0 N ` eſeß, gung 

m ee Vd Meer E Si Prüfung verwahrlofter Kinder. Vom 13. März 1878. 

Nr. 1227 die Bekanntmachung, betreffend Bevollmäch⸗ Nr. 8559 die Bekanntmachung, betreffend das Ergeb⸗ 
tigung zum Bundesrath. Vom 3. April 1878. niß der Klaſſenſteuer⸗Veranlagung für das Jahr 

Nr. 1228 die Bekanntmachung, betreffend den Aufruf vom 1. April 1878/79. Vom 31. März 1878. 


und die Einziehung der Einhundertmarknoten der Nr. 8560 das Geſetz, betreffend die Betheiligung d 

3 x E N D e es 

Roſtocker Bank. Vom 9 April Ehe ö Staates an dem Unternehmen einer Eſenbahn von 

Nr. 1229 die Bekanntmachung, betreffend den Aufruf Kiel über Eckernförde nach Flensburg. Vom 17 

und die Einziehung der von der vormaligen Preu⸗ März 1878 8. Vom 17. 
ßiſchen Bank ausgegebenen Einhundertmarknoten. - 


Vom 10. April 1878 Nr. 8561 das Geſetz, betreffend die Ausdehnung des 
Nr. 1230 den Allerhöchſten Erlaß, betreffend die Unternehmens der Weſtholſteiniſchen, von Neumünſter 
Generalſtabsſtiftung. Vom 21. März 1878. über Heide nach Tönning führenden Eiſenbahn auf 


Nr. 1231 die Bekanntmachung, betreffend die Ernen: die Betheiligung an dem Unternehmen einer von 
nung von Bevollmächtigten zum Bundesrath. Vom Heide nach Weſſelburen führenden Zweigbahn und 
15. April 1878. die Uebernahme des Betriebes derſelben durch die 

Nr. 1232 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung des Weſtholſteiniſche Eiſenbahngeſellſchaſt. Vom 18. März 
Sg Etats Be EE Ce y Dr das 1878. 

atsjahr 1878/79. Vom 29. Apr 1 Nr. 8562 die Verord di 

JJ 
den von Frankreich für die deutſchen Okkupations⸗ Cottbus, der Stadt Frankfurt a. d. O. und der 
truppen Gage Verpflegungsgeldern. Vom 29. Stadt Potsdam mit dem Landarmenverbande von 


April 1878. 
Nr. 1234 das Geſetz, betreffend die Aufnahme einer, Brandenburg. Vom 20. April 1878. 


Anleihe für Zwecke der Verwaltungen der Doft und Nr. 8563 das Geſetz, betreffend die evangeliſche Kirchen⸗ 

Telegraphen, der Marine, des Reichsheeres und zur verfaſſung in der Provinz Schleswig⸗Holſtein nnd 
„Durchführung der Münzreform. Vom 29. April in dem Amtsbezirke des Konſiſtoriums zu Wiesbaden. 
1878. Vom 6. April 1878. 5 


Nr. 1235 das Geſetz, betreffend die Beglaubigung Nr. 8564 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines 
öffentlicher Urkunden. Vom 1. Mai 1878. Nachtrages zum Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 
Ne. 1236 die Verordnung, betreffend das Berufungs⸗ vom 1. April 1878/79. Vom 11. April 1878. 
verfahren beim Reichsoberhandelsgericht in Patent⸗Nr. 8565 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines 
ſachen. Vom 1. Mai 1878. Nachtrags zum Staatshaushalts Etat für das Jahr 
Nr. 1237 das Geſetz, betreffend den Bau von Eiſen⸗ vom 1. April 1878/79. Vom 13. April 1878. 
bahnen in Elſaß Lothringen. Vom 8. Mai 1878. Nr. 8566 das Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl. 
Nr. 1238 das Geſetz, betreffend Zuwiderhandlungen Vom 15. April 1878. 
gegen die zur Abwehr der Ninderpeſt erlaſſenen Nr. 8567 das Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Ge⸗ 
Vieh⸗Einfuhrverbote. Vom 21. Mai 1878. richts⸗Verfaſſungsgeſetz. Vom 24. April 1878. 


Ausgegeben in Marienwerder den 13. Juni 1878. 
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Berordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗ Behörden. 


1) Bekanntmachung. 
In Gemäßheit des § 6 der Verordnung vom 
16. Juni 1819 (Preuß. Geſetz⸗Sammlung Nr. 549) 
wird hierdurch bekannt gemacht, daß die dem Herrn 
Alexander Brock zu Dorpat in Rußland gehörige 
Schuldverſchreibung der Preußiſchen Staats⸗Prämlen⸗ 
Anleihe von 1855 Ser. 1290 Nr. 128,950 über 100 
Thlr. angeblich bei der Poſtbeförderung von Dorpat 
über Eydtkuhnen nach Berlin abhanden gekommen iſt. 
Es wird Derjenige, welcher ſich im Beſitze dieſes 
Dokuments befindet, hiermit aufgefordert, ſolches der 
unterzeichneten Kontrole der Staatspapiere oder dem 
10. Brock oder den Bankiers Mendesſohn & Co hier⸗ 7 
ſelbſt, Jägerſtraße Nr. 52, anzuzeigen, widrigenfalls 
das gerichtliche Amortiſations-Verfahren eingeleitet 
werden wird. 
Berlin, den 6. Juni 1878. 
Königliche Kontrolle der Staatspapiere. 


— 


Bekanntmachung. 

Die in Bezug auf den Beitritt zur Kö i lichen 
allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt zu beobach⸗ 
tenden allgemeinen Voiſchriften werden nachſtehend mit 
dem Bemerken bekannt gemacht, daß es im eignen In⸗ 
tereſſe der betheiligten Perſonea liegt, ſich zur Ver⸗ 
meidung von Verzögerungen der Aufnahme, Portokoſten 
und ſonſtigen Weiterungen genau nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften zu richten. 

I. Aufnahmefähig find: 

1) alle im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellte Civil · 
beamte, welche nach dem Geſetz vom 27. März 
1872 (Geſ. S. S. 268) penfionsberechtigt find, 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder 
der Kündigung angeſtellten Beamten haben einen 
Anſpruch auf Penfion und folglich auf die Auf 
nahme nur dann, wenn fie eine in den Beſol⸗ 
dungs⸗Etats aufgeführte Stelle bekleiden. 

Die Civilbeamten des Deutſchen Reiches, 
welche Preußiſche Unterthanen und vom Kaifer 
angeſtellt find, oder zu denjenigen Poſt⸗ oder Te⸗ 
legraphenbeamten gehören, deren Anſtellung ver- 
faſſungsgemäß der Preußiſchen Landesregierung 
zuſteht (Art. 50 der Reichsverfaſſung). Die jenigen 
von den unter 1. unb 2. bezeichneten Beamten, 
deren penſtonsberechtigtes Dienſteinkommen die 
Summe von 250 Thalern nicht überſteigt, hürfen 
nur eine Wittwenpenſion von höchſt ns 50 Thlrn. 
verſichern. 

Aſſeſſoren bei den Regierungen, Obergerichten, 
Rheiniſchen Landgerichten und Bergämtern, welche 
noch kein Dienfteinlommen aus der Staats⸗Kaſſe 
beziehen, ſowie die bei den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden dauernd beſchäftigten Oekonomie⸗Commiſ⸗ 
ſarien, denen ein Anſpruch auf Penſion noch nicht 
beigelegt iſt, — alle dieſe jedoch mit der Veſchrän⸗ 
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— 
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— 


kung auf die Verſtcherung einer Wittwenpenſion 
von böchſtens 100 Thalern, vorbehaltlich ſpäterer 
Erhöhung derſelben. 


4) Die Profeſſoren bei den Univerfitäten, wenn ſie mit 


einer fixirten Beſoldung angeſtellt find, 


5) Die im eigentlichen Seelſorger⸗Amte, ſowohl unter 


Königlichen als unter Privat⸗Patronaten angeſtell⸗ 
ten Geiſtlichen, ſowie die ordinirten und zu einem 
Serlſorger⸗Amte berufenen Hülfsgeiſtlichen. 


6) Die im unmittelbaren Staate dienſt angeſtellten 


nach $ 6. des Geſetzes vom 27. März 1872 pen⸗ 
fio: sberech igten 2 her und Bramten an Gym⸗ 
naſten, Progymnaſien, Realſchulen, Schullehrer⸗ 
Seminarien, Taubſtummen⸗ und Blinden⸗Anſtalten, 
Kunſt⸗ und köheren Bürgerſchulen, Tome auch 
an ere an Gymnaſien und dieſen gleich zu ach⸗ 
tenden Anſtalten, an Schullehrer⸗Seminarien, 
an höheren und an allgemeinen Stadtſchulen ange⸗ 
ſtellte wirkliche Lehrer, mit Ausſchluß der Hülfs⸗ 
lehrer und der Lehrer an ſolchen Klaſſen derſelben, 
welche als eigentliche Elementarklaſſen nur die Stelle 
elner mit jenen Anſtalten verbundenen Elementar⸗ 
ſchule erſetzen. 

In Betreff derſenigen Beamten und Hülfs⸗ 
lehrer der unter 6. bezeichneten Anftalten, ſowie 
der Lehrer an den mit letzteren verbundenen Ele⸗ 
mentarklaſſen, deren penſionsberech igtes Dienſt⸗ 
einkommen die Summe von 250 Thalern nicht 
en findet die Beſtimmung zu 2. a. E. An⸗ 
wendung. 


8 e 
8) Die reitenden Feldjäger. 


Die wegen Aufnahme der Hofdiener und ei⸗ 
niger anderer Beamtenklaſſen beſtehenden beſon⸗ 
deren Beflimmungen kommen hier nicht in Ber 
teacht. 

CN Wer der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗ 


Verpflegungs⸗Anſtalt beitreten will, hat vorzulegen: 
a. ein Atteſt feiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu 


einer der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. I. 
ausdrücklich darüber, daß er ein penſionsfähiges 
Gehalt und event. zu welchem jährlichen Betrage 
beziehe, zu I. 2. darüber, daß er entweder Preußi⸗ 
ſcher Unterthan und durch Seine Majeſtät den 
Kaiſer angerellt ſei, oder daß er zu denjenigen 
Reichsbeamten geböre, deren Anftellung der Preußi⸗ 
ſchen Landesregierung vorbehalten D, und über 
das Gehalt; zu I. 3. wegen der Oeconomie⸗Com⸗ 
miſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde dauernd beſchäftigt ſei; zu I. 5. wegen 
der Hülfsgeiſtlichen ein Atteſt des betreffenden 
Superintendenten oder Conſiſtoriums; zu I. 6. u. 
7. ein Atteſt der Reglerung oder des Provinzial» 
Schulcollegiums darüber, daß der Aufzunehmende 
ſich in dem betreffenden, zur Aufnahme 
berechtigten Verhältniſſe befinde u. |. w. Nur 
die Geiſilichen und die bei den Regierungen und 
Obergerichten oder anderen Landes⸗Collegien als 
wirkliche Räthe angeſtellten Staatsbeamten be: 


dürfen über ihre Stellung keines beſonderer 
Nachweiſes. 

Heiraths⸗Conſenſe können nur dann die Stelle 
ſolcher Atteſte vertreten, wenn in denſelben das 
Verhältniß, welches den obigen Beſtimmengen zur 
Aufnahme in unſere Anſtalt berechtigt, beſond rs 
und beſtimmt ausgedrückt, auch cvent. das pen: 
ſionsfähige Dienſt⸗Einkommen des Beamten (I. 
1. 2. und 6.) angegeben iſt. Verſicherungen, welche 
die Recipienden ſelbſt über ihre Stellung abgeben 
oder einfache Beſcheinigungen einzelner Behörden: 
„daß N. N. berechtigt oder verpflichtet ſei, der 
Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗ 
Anſtalt beizutreten“, genügen nicht. 


b. Förmliche Geburts⸗Atteſte beider Gatten und einen 
Copulationsſchein. Die in dieſen Documenten 
vorkommenden Zahlen müſſen mit Buchſtaben aus⸗ 

eſchrieben ſein und die Vor⸗ und Zunamen beider 
heleute in den Geburtsſcheinen müſſen mit den 
Angaben des Copulationsſcheins genau überein⸗ 
ſtimmen. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der 
Geburtszeit find ungenügend; find ſolche Ans 
gaben im Copulationsſcheine vorhanden, fo können 
fie als Erſatz etwa fehlender beſonderer Geburts 
Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung in der 
ſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe voll⸗ 
zogen wurde, und wenn die Copulations⸗ und 
Geburts⸗Angaben ausdrücklich auf Grund der Kir⸗ 
1 te einer und derſelben Kirche gemacht 
werden. 


und 1. Oktober eines jeden Jahres. 
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Arzte ausgeſt tes ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in 

folgender Faſſung: 

Ich (der Arzt) verfichere hierdurch auf meine 
Pflicht und an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten 
Wiſſenſchaft Herr N. N. weder mit der Schwind⸗ 
ſucht, Wafferfucht, noch einer andern chroniſchen 
Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch 
bettlägerig, ſondern geſund, nach Verhältniß ſei⸗ 
nes Alters bei Kräften und fähig iſt, ſeine Ge⸗ 
ſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteft des Arztes muß von vier Mitgliedern 
unſerer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht vorhanden 
find, von vier anderen bekannten redlichen Männern 
dahin bekräftigt werden: 

„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und 
fie das Gegentheil von dem, was der Arzt atte⸗ 
ſtirt habe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Recipiend außerhalb Berlin, ſo iſt noch 
außerdem ein Certifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 

„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen 
das Atteſt eigenhändig unterſchrieben haben, auch 
keiner von ihnen ein Vater, Bruder, Sohn, 
Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzunehmen⸗ 
den oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Dieſes Certifikat darf nur von Notar und Zeugen, 
von einem Gerichte oder von der Ortspolizei⸗Behörde 
ertheilt werden; bei den Geſundheits⸗Atteſten für auf⸗ 
zunehmende Gend' armen find jedoch ausnahmsweiſe 
auch die Certifikate von Gend'armerie⸗Offizieren und 
für im Auslande angeſtellte Beamte diej nigen ihrer 
vorgeſetzten Dienſtbezörde zuläffig, wenn die Bes 
ſcheinigung der Ortspolizei Behörde nur mit beſon⸗ 
deren Unkoſten oder überhaupt nicht zu erlangen iſt. 

Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Certi⸗ 
fikat dürfen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juli 
datirt ſein, je nachdem die Aufnahme zum 1. Apri 
oder 1. Oktober erfolgen ſoll, und die oben vorgeſchrie⸗ 
bene Form muß in allen Theilen Wort für Wort genau 
beobachtet werden. 

III. Die Aufnahme⸗Termine ſind der 1. April 


Wer alſo nach I. zur Reception berechtigt iſt 


und dieſe durch eine Königl. Regierungs⸗ reſp. Bezirks⸗ 
aupt⸗ oder Inſtitutenkaſſe, oder durch einen unſerer 
ommiſſarien bewirken will, hat an dieſelben ſeinen An⸗ 
trag und die zu II. genannten Documente vor dem 1. 


fen, fo ift denjenigen Recipienden, die fie etwa auf EC der J. Oktober fo zeitig einzureichen, daß fie 
Stempelpapier einreichen und alſo ſpäter auch zu 
anderen Zwecken als zum Einkauf in unſere An⸗ 
ſtalt benutzen können, beſonders anzurathen, 
von vorn herein uns zu unſern Akten nicht die 
Originalien, ſondern ſtempelfreie beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem ausdrück⸗ 
lichen Vermerke des vidimirenden Beamten, daß den 
Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. 


e, Ein ärztliches, von einem approbirten practiſchen 
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werden keine Receptions⸗Anträge angenommen und keine malige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforder⸗ 
Aufnahmen vollzogen. lich, ſondern nur die Anzeige der älteren Receptions⸗ 
Den zu II. genannten Atteſten find womög⸗ Nummer, ein neues vorſchriftsmäßiges Geſundheitsatteſt 
ich gleich die erſten praenumerando zu zahlenden halb⸗ und, wenn die zu I. 1. bis 3. bezeichneten Grenzen über⸗ 
jährigen Beiträge beizufügen, die nach dem Tarife zu ſchritten werden ſollen, ein amtliches Atteſt über die ver⸗ 
dem Geſetze vom 17. Mai 1856 ſehr leicht berechnet änderte Stellung und Beſoldung, reſp. über die etwa 
werden können. Dieſer Tarif iſt in der Geſetz⸗Samm⸗ erlangte Penſions⸗ Berechtigung. Auch die Beträge der 
kung für 1856 S. 479 ff. abgedruckt und Jedermann Erhöhungen müſſen wie die erſten Verficherungen durch 
zugänglich. Bei Berechnung der Alter ift jedoch der 25 ohne Bruch theilbar ſein. 
8. 5. des Reglements zu beachten, wonach einzelne VII. Da wir im Schlußſatze der Receptions⸗ 
Monate unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Mo- Documente ſtets förmlich und rechtsgültig über die erſten 
nate aber und darüber als ein ganzes Jahr gerechnet halbjährlichen Beiträge quittiren, fo werden beſondere 
werden. Quittungen über dieſelben, wie ſie ſehr häufig von uns 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theil- verlangt werden, unter keinen Umſtänden ertheilt. 
zahlungen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und Berlin, den 17. September 1872. 
vor vollſtändiger Einſendung der tarifmäßigen Gelder General⸗ Direction 
und der vorgeſchriebenen Atteſte kann unter keinen Um, der Königl. allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt. 
fländen eine Reception bewirkt werden. Burghart. 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu ver⸗ 
fichernden Penſion betrifft, fo haben hierüber nicht wir Verordnun en und Bekanntmachungen der 
fondern die ben Recipienden vorgeſetzten Dienſtbehörde, rovinzial⸗Behörden. 
zu beſtimmen. Es kann daher hier nur im Allgemeinen 
bemerkt werden, daß nach den, höheren Orts erlaſſenen 8) In Gemäßheit der Vorſchrift des § 21 der Pro⸗ 
Verordnungen die Penſion mindeſtens dem fünften Theile vinzial⸗Ordnung vom 29. Juni 1875 und im An⸗ 
des, Dienſteinkommens gleich fein muß, wobei jedoch zu ſchluſſe an die Bekanntmachung des Herrn Oberprä⸗ 
berückſichtigen iſt, daß die Verficherungen nur von 25 ſidenten der früheren Provinz Preußen vom 30. No⸗ 
Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. ftete vember 1875 bringe ich die Zuſammenſtellung der bei 
gend, ſtattfinden können. dem Verzeichniſſe der Provinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten 

VI. Bei ſpäteren Penfions⸗ Erhöhungen, die der Provinz Weſtpreußen für die Wahlperiode 1876/81 
in Beziehung auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. in der Zeit vom Juni 1877 bis März 1878 vorge⸗ 
w. als neue, von den älteren unabhängige Verfiche⸗kommenen Veränderungen hierdurch zur öffentlichen 
rungen und nur in ſofern mit dieſen gemeinſchaftlich Kenntniß. 


betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag die Summe Danzig, den 31. Mai 1878. 
von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. (zu I. 1. bis 3.) und 500 Der Ober⸗Präſident, Staatsminiſter. 
Thlr. (gu VI nicht überſteigen darf, ift die aber- Achenbach. 


Zuſammenſtellung ' 
der bei dem Verzeichniſſe der Provinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten der Provinz Weſtpreußen für die Wahl⸗ 
periode 1876/81 in der Zeit vom Juni 1877 bis März 1878 vorgekommenen Veränderungen. 
n 


2 Namen Stand Wohnort 
ei. Bemerkungen. 
der Prooinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten. 


A. Ausgeſchiedene Abgeordnete. 
1.] Konitz Zeden Gutsbeſitzer ckerhof 
2. Marienwerder von Puſch früher Landrath, jetzt früher Marienwerder 
Direktor des Königl. 
Bez.⸗Verw.⸗Gerichts 
zu Königsberg 


B. Aus den Erſatzwahlen DERDORgegangene Abgeordnete. 
1.] Konitz | Preußler Gutsbeſitzer Kl. Paglau 
2. Marienwerder v. Kehler Regierungsrath Marienwerder 
3. Strasburg. Jäckel. Landrath. Strasburg. 


Danzig, den 31. Mai 1878. 
Der Ober⸗Präſident, Staatsminiſter. 
Achenbach. 
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ſtheilweiſe ermäßigt, dagegen für den Verkehr ab 
Königsberg, Mühlhauſen und Elbing um den Betrag 
bis 0,19 Mark pro 100 Kg. erhöht werden, — auch 
Frachtſäze für Wagenladungs⸗Quantitäten von je 
10000 Kg., ſowie Frachtſätze für den Verkehr von den 
Stationen Schlobitten, Inſterburg und Memel der 
ie und Tilſit der Tilſit⸗Inſterburger Eiſen⸗ 
ahn. 

Inſoweit die beſtehenden Frachtſätze eine Er⸗ 
höhung erleiden, treten die Frachtſätze des neuen Tarifs 
erſt vom 15. Juli c. ab in Kraft. 

Exemplare des neuen Tarifs ſind bei den Billet⸗ 
Geseent? der Verband: Stationen käuflich zu be⸗ 
ziehen. 

Bromberg, den 1. Juni 1878. 

Königliche Direktion der Oſtbahn. 


8) Per ſonal⸗Chronik. 


Der Pfarrer Rochowski in Skarlin iſt von 
der Lokalaufficht über die katholiſchen Schulen zu 
Lekarth, Bielitz und Skarlin entbunden und dieſe dem 
Gutsbeſitzer Felſch in Birkenau übertragen worden. 

Der Pfarrer Sartowski zu Radosk iſt von der 
Lokalaufſicht über die dortige Schule entbunden und 
dieſelbe dem Amtsvorſteher Wentz zu Mieſtonskowo 
übertragen worden. 

Die lokale Beaufſichtigung der katholiſchen 
Schulen in Wawerwitz iſt nach Enthebung des Pfarrers 
Rochowski in Skarlin von dieſem Amte dem Domänen⸗ 
pächter Hüter in Wawerwitz übertragen worden. 

Der Kreis⸗Schul⸗Inſpektor Karaſſeck hierſelbſt 
it von der Lokal: Aufficht über die Schulen zu Dorf 
und Vorſchloß Roggenhauſen, Prenzlawitz, Szezepanken 
und Adl. Schönau entbunden und dieſelbe dem Kreis⸗ 
Schul⸗Inſpektor Dr. Kaphahn in Graudenz übertra⸗ 
gen worden. 

Dem Prediger Willutzki in Konitz iſt die 
Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen in Lottyn, 
Gr. Paglau, Kl. Konitz und Brieſen übertragen. 

Die Lokalinſpektion über die katholiſchen Schulen 
zu Pollnitz, Damnitz, Richnau und Lichtenhagen iſt 
8 dem Amtsvorſteher Bauer in Lichtenhagen übertragen. 
und geilen ſämmtliche Polizeibehörden unſeres Ver⸗ Der Kreisſchulinſpektor Gerner zu Pr. Fried⸗ 
waltungsbezirks hiermit an, die Befolgung obiger Ver⸗ land iſt von der Lokalaufſicht über die Schule zu 
bote zu überwachen und die Uebertretung derſelben Freudenfier entbunden und dieſelbe dem Oberförſter 
ohne Nachſicht ſtrafrechtlich zu verfolgen. Ahlborn in Schönthal übertragen. 

Marienwerder, den 1. Juni 1878. Der Gutsbeſitzer v. Zeddel mann in Cielenta 

Königliche Regierung Abtheilung des Innern. iſt von der Lokalaufficht üder die katholiſchen Schulen 
Me zu Grondzaw, Cielenta, Gr. Gorczenica, Szuka und 
7) Vom 15. Juni c. ab tritt für die Beförderung Pokrzydowo entbunden und dieſe ſowie die Auſſicht 
von Flachs, Hanf, Heede und Werg zwiſchen Oſtbahn über die Schulen zu Wlewsk, Cziborz, Neuhof, Wom⸗ 
Stationen und Stationen der Oeſterreichiſchen Nord⸗ piersk, Jellen, Kolonie Brinsk, Czarny⸗Brinsk, 
weſtbahn und Süd ⸗Norddeutſchen Verbindungsbahn Boleſchin, Sugaino, Slupp, Gr. Lezno und Kielpin 
unter Aufhebung des Tarifs vom 1. April c. ein dem Kreisſchulinſpektor Bajor in Strasburg über: 
neuer Tarif in Kraft. Derſelbe enthält neben den tragen. 
bisherigen Frachtſatzen für Wagenladungen von 5000 Zum Polizei⸗Anwalt für den zum Gerichtsbezirk 
Kilogramm, welche für den Verkehr ab Braunsberg Marienburg gehörigen Gutsbezirk Buchwalde, im 


). Bekanntmachung. 


Gemäß § 8 der Provinzial⸗Ordnung vom 
29. Juni 1875 wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß der Erſte Weſtpreußiſche Landtag in der 
Sitzung vom 10. April d. J. beſchloſſen hat, im § 6 
des durch Nr. 9 des Amtsblatts pro 1877 publizirten 
Wegebaureglements die Worte: 

„nach einer zweijährigen Probedienſtzeit“ 
zu ſtreichen. 

Danzig, den 6. Juni 1878. 

Der Landesdirektor der Provinz Weſtpreußen. 
Dr. Wehr. 


8) Bekanntmachung. 


Es wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß die Landes hauptkaſſe der Provinz Weſt⸗ 
preußen ſich hierſelbſt — Neugarten Nr. 23 — be⸗ 
findet. 

Danzig, den 6. Juni 1878. 
Der Landesdirektor der Provinz Weſtpreußen. 
Dr. Wehr. 


6) Wir finden uns veranlaßt, in Erinnerung zu 
bringen: TIET 
daß das Spielen in auswärtigen, nicht mit 
landesherrlicher Genehmigung im Preußiſchen 
Staate zugelaſſenen Lotterien, ebenſo wie der 
Verkauf und die Vermittelung des Verkaufs von 
Looſen dieſer Lotterien nach der Verordnung vom 
5. Juli 1847 (G.⸗S. S. 261), und bezüglich 
der neueren Landestheile nach Art. IV. Abſ. 1 
der Einführungs: Verordnung vom 25. Juni 
1867 zum Strafgeſetzbuch (G.⸗S. S. 921) ver⸗ 
boten iſt, 
ferner, daß auswärtige (nicht preußiſche) Staats⸗ 
lotterien, namentlich anch die Hamburger, Braun⸗ 
ſchweigiſche und Sachſiſche, im Preußiſchen Staate 
nicht zugelaſſen ſind, mithin das Spielen in 
dieſen Lotterien, ſowie der Verkauf und die Ver⸗ 
mittelung des Verkaufs von Looſen zu dieſen 
Lotterien im Preußiſchen Staate verboten iſt, 
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Kreiſe Stuhm, iſt der Kreisſekretär Krahn in Marien: 
burg ernannt. 

Der Herr Finanz⸗Miniſter hat durch Reſcript 
vom 27. März 1878 II. b. 4779 den Förſter Du 
zu Rederitz in der Oberförſterei Schönthal definitiv 
zum Revierförſter ernannt. 

Dem Forſtaufſeher Olſchewski bisher in der 
Oberſörſterei Lindenberg iſt unter Ernennung zum 
Förſter die durch die Verſetzung des Förſters Küß ner 
erledigte Förſterſtelle zu Wüſthof in der Oberförſterei 
Eiſenbrück vom 1. Juli d. J. ab definitiv übertragen. 

Die durch die Verſetzung des Förſters Nolte 
erledigte Förſterſtelle zu Oſche in der Oberförſterei 
gleichen Namens iſt vom 1. Juli 1878 ab dem Förſter 
Küßner, bisher in der Oberförſterei Eiſenbrück definitiv 
übertragen. 


Die durch die Verſetzung des Förſters Richter 
erledigte Förſterſtelle zu Hagen in der Oberförſterei 
gleichen Namens iſt vom 1. Juli 1878 ab dem Foörſter 
Heu m, bisher in der Oberförſterei Oſche, definitiv über⸗ 
tragen. 


Dem Forſtaufſeher Klimat, bisher 
förſterei Zanderbrück, iſt unter Ernennung 
die durch die Penſionirung des Förſters 
erledigte Förſterſtelle zu Lukowo in der Oberförſterei 
Cersk vom 1. Juni d. J. ab definitiv übertragen. 

Der Waldwärter 
Schutzbezirk Borrek in der Oberförſterei Ruda auf 
Lebenszeit angeſtellt. 


in der Oben 
zum Förſter 


Der Waldwärter Happke iſt als folder für ſelben zum 1. Oktober d. J. 


Lamprecht Schlochau, iſt erledigt. 
feſſtion, welche ſich um dieſelbe 


Goltz if als folder für den dem 


Dem Forſtaufſeher Berlin iſt unter Ernennung 
zum Förſter die Förſterſtelle zu Roſochatka in der 
Oberförſterei Königsbruch vom 1. April 1878 ab des 
finitiv übertragen. 

Dem Forſtaufſeher Klauſius iſt unter Er⸗ 
ag, zum Förſter die Förſterſtelle zu Fahlbruch 
in der Oberförſterei Pflaſtermühl vom 1. April 1878 
ab definitiv übertragen. 

Im Kreiſe Flatow ſind ernannt der Gutsbe⸗ 
Der Bordt in Wittun zum Amtsvorſteher und der 
Saad Voß zu Neuhof zum ſtellvertretenden 

mtsvorſteher für den 23. Bezirk Zakrzewske. 

Die vakant gewordene Kreisbotenſtelle bei dem 
Königlichen Landrathsamt zu Tuchel iſt dem Militär⸗ 
anwärter Karl Fröſe verliehen worden. 

Die Wahl des Kaufmanns und Rathmanns 
Flatow zum Beigeordneten der Stadt Kamin iſt be⸗ 
ſtätigt worden. 

Die Wahl des Rechtsanwalts Zanke zum un⸗ 
beſoldeten Rathsherrn der Stadt Di. Krone iſt be 
ſtätigt worden. 


Erledigte Schulſtellen. 


Die Schullehrerſtelle zu Marienfelde, Kreis 
Lehrer evangeliſcher Kon⸗ 
bewerben wollen, 
haben ſich unter Einſendung ihrer 3 e bei 
Gutsvorſtande von Marienfelde zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Kalwe, Kreis Stuhm, 
wird infolge der Penſionirung des jetzigen Inhabers der⸗ 
erledigt. Lehrer katho⸗ 


9) 


den Schutzbezirk Za⸗Radowisk in der Oberförſterei liſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben 


Strembaczno auf Lebenszeit angeſtellt. 

Die Verwaltung 
Gollub iſt dem Königlichen Förſter Nolte vom 1. Juli 
1878 ab übertragen worden. 


der Königlichen Forſtkaſſe zu bei dem Königl. Kreisſchulinſpektor 


wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, 
Herrn Karaſſek 
hier zu melden. Die Befähigung zur Bedienung einer 


Orgel iſt erforderlich. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 24.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hoſbuchdruckerei. 


Ertra-Beilage — 


zum 


Königl. VBreußiſchen Regierungs- Amtsblatt. 


Nachtrag zum Statut 


der Deutſchen Unfall: und Juvaliditäts 


Wi 


Verſicherungs⸗Genoſſenſchaft in Leipzig. 


In der am 13. October 1877 abgehaltenen außerordentlichen Generalverſammlung, welcher die am 26. Mai 
desſ. Jahres ſtattgehabte ordentliche Generalverſammlung vorausgegangen war, ſind nachſtehende Paragraphen des 
Statuts abgeändert worden, ſo daß dieſelben nunmehr wie folgt lauten: 


J. Abſchnitt. 
§ 1. Firma und Sitz. Die Genoſſenſchaft führt die Firma: 
Deutſche Unfall⸗Verſicherungs⸗Geuoſſenſchaft in Leipzig. 
Sie hat ihren Sitz in Leipzig, iſt im Sinne des Königlich Säch⸗ 


ſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1868 eine Genoſſenſchaft mit beſchränk⸗ 


ter Haftpflicht und genießt nach Maßgabe dieſes Geſetzes die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon. N 

Die Genoſſenſchaft iſt ein Zweig⸗Inſtitut der „Allgemeinen 
Unfall Verſicherungs⸗Bank in Leipzig“ und Debt im Verwaltungs⸗ 
verbande mit derſelben, mit der Maßgabe, daß die ſolidariſche Haft⸗ 
barkeit eines jeden Inſtituts für ſich beſteht. 

F 2. "ue, Der Zweck der Genoſſenſchaft beſteht darin, nach dem 
Princip der Gegenſeitigkeit, unter beſchränkter (etr. § 14) und ſoli⸗ 
dariſcher Haftbarkeit der Mitglieder 

a. den Arbeitern und Bedienſteten der Unternehmer — Ar⸗ 
beitgeber — Verſicherung zu gewähren gegen die Folgen 
körperlicher, durch außere gewaltſame Veranlaſſung 
herbeigeführten Unfälle, welche die vorgedachten Perſonen 
bei Ausübung hrer Berufsgeſchäfte unfreiwillig er⸗ 
leiden und weii dem Unternehmer — Beſitzer von Berg⸗ 
und Hüttenwerken, Fabriken, Gruben ꝛc. — eine geſetzliche 
Haftpflicht (nach den reichs oder landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen) nicht obliegt. Hierzu gehbren namentlich alle 
ſolche Unglücksfälle, welche entweder durch eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten, oder Zufall, oder durch Verſchulden 
eines Mitarbeiters, oder höhere Gewalt, oder nicht zu er⸗ 
mittelnde Urſachen entſtanden find; während aber gewöhn⸗ 
liche Krankheiten, wozu auch Schlaganfälle jeder Art, 
Epilepſie, Verrenkungen, Verdrehungen, Brüche ze. gehören, 
ferner Unfälle, welche durch Selbſtmord, Selbſtverſtümm⸗ 
lung, Aufruhr, Krieg, Raufhändel und Trunkenheit ent⸗ 
ſtanden ſind, von der Verſicherung als ausgeſchloſſen gelten; 

den Arbeitern und Bedienſteten derjenigen Unternehmer — 
Arbeitgeber — auf welche das Reichshaftpflichtgeſetz vom 
7. Juni 1871 keine Anwendung erleidet, — insbeſondere 
den Landwirthen, Handwerkern, ſowie den Mitgliedern von 
Feuerwehren ze — Verſicherung zu gewä 
Dom körperlicher, durch äußere gewaltſame Veran⸗ 
aſſung herbeigeführten Unfälle überhaupt, welche die vor⸗ 
gedachten Berfonen bei Ausübung ihrer Berufsgeſchäfte 
unfreiwillig erleiden; 


ren gegen die 


o den Unternehmer — Arbeitgeber — gegen die Folgen kör⸗ 
perlicher, durch äußere, gewaltſame Urſachen herbeige⸗ 
führten Unfälle zu verſichern, von welchen derſelbe bei 
thatſachlicher Ausübung feiner Berufsgeſchäfte un: 
freiwillig betroffen wird; 

$ 3. Dauer. Die Dauer der Genoſſenſchaft wird auf unbeſtimmte 


Zeit feſtgeſetzt. 
II. Abſchnitt. 


$ 5. Mitglieder der Geuoſſenſchaft. Mitglieder der Genoſſenſchaft 
werden die Arbeitgeber — Fabrik-, Bergwerks⸗ und Gutsbeſitzer, Bau⸗ 
Unternehmer, Bierbrauerei⸗ und Mühlenbeſitzer, Handwerker ze. —, 
beziehungsweiſe diejenigen Corporationen, Communen, Feuerwehren ze. 
welche ihr Arbeits- und Betriebs⸗Perſonal, beziehentlich ihre Mit⸗ 
glieder, gegen die in § 2a und b bezeichneten körperlichen Unfälle 
bei der Genoſſenſchaft verſichern. 

Eine Verſicherung unter e iſt nur in Gemeinſchaft mit der gleich⸗ 
zeitigen Verſicherung gegen a oder b zuläſſig. 

Es iſt geſtattet die Verſicherung gegen die in § 2 a, b, c auf⸗ 
geführten Gefahren lediglich auf den Fall des Todes und der In⸗ 
validität — mit Ausſchluß einer Vergütung für vorübergehende Er⸗ 
werbs⸗Unfahigkeit bis zur Dauer von ſechs Monaten ($ 19 sub 3) 
zu Schließen und ermäßigt Dé in dieſem Falle die Prämie (8 15). 
Die Genoſſenſchaft ſchließt vorzugsweiſe Collectiv⸗Verſicherungen mit 
den Arbeitgebern, beziehentlich mit Corporationen, Communen, Feuer⸗ 
wehren ꝛc., wie auch Rückverſicherungs⸗Verträge mit Kranken⸗, Knapp⸗ 
ſchafts⸗ und anderen Vereinen oder Geſellſchaften. Nur in motivir⸗ 
ten Ausnahmefällen und auf Grund beſonderer Vereinbarung mit 
dem Vorſtande iſt die Verſicherung nur eines beſtimmten Theiles der 
Arbeiter, ſowie einzelner Perſonen zuläſſig, welche Letztere dann eben⸗ 
falls zu den Mitgliedern der Genoſſenſchaft mit deren ſtatutariſchen 
Rechten und Pflichten zählen. 

Der Unternehmer kann außer feinem Arbeits- und Betriebs⸗Per⸗ 
ſonal ſich ſelbſt gegen die Folgen körperlicher Unfälle verſichern (8 2 c). 

$ 6. Eintritt. Die Aufnahme als Mitglied wird auf Grund 
einer ſchriftlichen Anmeldung durch Unterzeichnung eines Verſicherungs⸗ 
Antrages nachgeſucht und erfolgt mit Genehmigung des Vorſtandes, 
nach Entrichtung der Prämiengelder, durch Aushändigung einer Auf⸗ 
nahme⸗Urkunde (Police). 

Die Verpflichtung der Genoſſenſchaft beginnt am nächſtfolgenden 
Tage Mittags 12 Uhr, nachdem die Prämiengelder entweder an die 
Haupttaſſe der Genoſſenſchaft, oder an die zur Empfangnahme von 
Geldern legitimirten Vertreter derſelben gezahlt, oder bei der Voſt 
zur Abſendung an die Genoſſenſchaft eingeliefert ſind. 


Die ſämmtlichen Verträge der Genoſſenſchaft mit Preußiſchen 
Staatsangehörigen werden durch die General: Bevollmächtigten der 
Genoſſenſchaft an dem in Preußen belegenen Wohnorte derſelben ab⸗ 
geſchloſſen. 


; § 7. Ausſcheiden. Das Ausſcheiden aus der Genoſſenſchaft erfolgt: 
- a. durch freiwilligen Austritt; 

b. durch Kündigung Seitens der Genoſſenſchaft; 

c. durch Eintritt des Concurſes des Mitgliedes (Gant). Dem 


Vorſtande bleibt hierbei eine Vereinbarung mit den Ver⸗ 
tretern der Concursmaſſe für den Fall vorbehalten, daß 
das Etabliſſement für Rechnung derſelben fortbetrieben wird; 
d. durch den Tod des Mitgliedes. 
$ 8. Freiwilliger Austritt, beziehentlich Austritt in Folge Kündi⸗ 
gung und Seſitz- Veränderung. Der Austritt aus der Genoſſenſchaft iſt 
jedem Mitgliede nach vorausgegangener ſchriftlicher, mittelſt einge⸗ 
ſchriebenen Briefes an den Vorſtand zu richtender Aufkündigung, 


welche mindeſtens 6 Wochen vor dem Ablauf der Verſicherung zu er⸗ 


folgen hat, geſtattet. 

Der Ablauf der Verſicherung richtet ſich für diejenigen Mitglie⸗ 
der, welche gleichzeitig der Bank und Genoſſenſchaft angehören, nach 
dem Ablauf der Bankurkunde, für diejenigen Mitglieder, welche nur 
der Genoſſenſchaft angehören, nach dem Ablauf der Genoſſenſchafts⸗ 
police. Ein gleiches Kündigungsrecht ſteht dem Vorſtande der Ge⸗ 
noſſenſchaft mit Genehmigung des Aufſichtsrathes zu. Erfolgt bis 
ſpäteſtens 6 Wochen vor Ablauf der Verſicherung von keiner Seite 
eine Kündigung, ſo gilt der Vertrag auch auf das nächſtfolgende 
Jahr ſtillſchweigend verlängert und ſo fort, bis eine Aufkündigung 
in vorgeſchriebener Weiſe erfolgt iſt. 

§ 10. Folgen des Ausſcheidens. Ausgeſchiedene Mitglieder, in: 
gleichen die Erben verſtorbener Mitglieder, bleiben der Genoſſenſchaft 
in Bezug auf alle den Mitgliedern zur Zeit des Ausſcheidens obliegen⸗ 
den Verpflichtungen innerhalb der geſetzlichen Verjährungsfriſten haftbar. 

Den ausgeſchiedenen Mitgliedern, beziehungsweiſe deren Erben, 
ſteht kein Recht an die Reſervefonds der Genoſſenſchaft zu. 


Die bis zum Erlöſchen der Mitgliedſchaft gegen die Genoſſen⸗ 


ſchaft erworbenen Rechte, einſchließlich des Dividenden⸗Bezuges (§ 70), 
bleiben ſelbſtredend ebenfalls unberührt. Die Klagen gegen ein 
Mitglied aus Anſprüchen gegen die Genoſſenſchaft verjähren in 2 
Jahren nach Auflöſung der Genoſſenſchaft oder dem Ausſcheiden oder 
der Ausſchließung des Mitgliedes aus der Genoſſenſchaft, ſofern nicht 
nach der Beſchaffenheit der Forderung eine kürzere Verjährungsfriſt 
geſetzlich eintritt. Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an wel⸗ 
chem die Auflöſung der Genoſſenſchaft in das Genoſſenſchafts⸗Regiſter 
aech oder das Ausſcheiden des Mitgliedes ſtatutengemäß (8 8) 
erfolgt iſt. 
$ 12. Pflichten der Rilglieder. Die Mitglieder find verpflichtet: 
1. die in dem Verſicherungs⸗Antrage enthaltenen Fragen mit 
Gewiſſenhaftigkeit und Genauigkeit zu beantworten; 
das geſammte Arbeits⸗ und Betriebs⸗Perſonal, beziehungs⸗ 
weiſe die ſämmtlichen Mitglieder von Feuerwehren, Ver⸗ 
einen ꝛc. zur Verſicherung zu bringen (§ 5); 
dam Schluſſe eines jeden Verſicherungsjahres die während 
deſſelben effectiv beſchäftigt geweſene geſammte Zahl, be⸗ 
ziehentlich die Durchſchnittszahl in den einzelnen Perſonen⸗ 
gruppen dem Vorſtande zur Anzeige zu bringen und für 
eine etwaige Vermehrung der Kopfzahl und die daraus 
entſtehende erhöhte Verſicherungsſumme die entſprechende 
Prämie nach zu entrichten; 
die zur Sicherheit des Lebens und der Geſundheit des Ar⸗ 
beits⸗ und Betriebs⸗Perſonals geſetzlich vorgeſchriebenen 
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reſp. polizeilich verordneten Sicherheitsmaßregeln zu treffen 


und aufrecht zu erhalten; 

. den Beſtimmungen dieſes Statuts, welches fie durch Unter⸗ 
zeichnung des Verſicherungs⸗Antrages als rechtsverbindlich 
anerkannt haben, ſowie etwaigen in der Aufnahme⸗Urkunde 
(Police) enthaltenen beſonderen Verſicherungsbedingungen 
überall nachzukommen; 
die Prämiengelder, ſowie etwa eingeforderte Nachzahlungen, 
rechtzeitig zu entrichten. 

$ 13. Folgen unrichtiger Angaben im Verfiherungs-Antrage oder 
Verweigerung der Controle. Die legitimirten Organe der e, 
haben das Recht, behufs Conſtatirung der Richtigkeit der zur Ver⸗ 
ſicherung declarirten Kopfzahl, jederzeit Einſicht in die betreffenden 
Bücher und Liſten der Mitglieder zu nehmen. Wird dies ſeitens eines 
Mitgliedes verweigert, oder findet ſich, daß das Mitglied bei den 
Angaben im Verſicherungs⸗Antrage nicht aufrichtig zu Werke gegangen 
iſt, ſo verliert das Mitglied in beiden Fällen, nach der Beſtimmung 


6. 


des Aufſichts⸗Rathes, entweder alle Erſatzanſprüche an die Genoſſen⸗ 
ſchaft, oder unterliegt einer Conventionalſtrafe bis zu 300 Mark. 


III. Abſchnitt. 


§ 14. Haftpflicht der Mitglieder. Die Mitglieder der Genoſſen⸗ 
ſchaft haften ſich nach dem Prineipe der Gegenſeitigkeit ſolidariſch 
bis zum fünffachen Betrage der letzten Jahresprämie für alle Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, Schadenserſatzleiſtungen und Verwaltungskoſten auf 
Grund der ſtatutariſchen Beſtimmungen. Sollten die etwa erforder⸗ 
lichen Nachſchußzahlungen nach Erſchöpfung der Reſervefonds (8-75 
e, d und e) dieſen fünffachen Prämienbetrag überfteigen, fo ſoll 
Beſchluß über die Liquidation der Genoſſenſchaft gefaßt werden. 

§ 15. Seltrags- pflicht. Die Beiträge — Prämien — find prä- 
numerando, entweder jährlich oder halbjährlich, von den Mitgliedern 
zu entrichten. Die Höhe der Beiträge wird von dem Vorſtande nach 
Maßgabe der größeren oder geringeren Gefährlichkeit des Gewerbe⸗ 
betriebes auf Grund eines Prämien⸗Tarifes beſtimmt. 

Ergeben die im Voraus zur Erhebung gelangenden Prämien am 
Schluſſe des Rechnungsjahres Ueberſchüſſe, ſo werden letztere als 
Dividenden an die Mitglieder der Genoſſenſchaft zurückvergütet (88 70, 
74). Im Falle der Unzulänglichkeit werden Nachzahlungen erhoben 
($ 14 und 71). 

$ 17. Bahlungs-Modus. Der Verſicherungsnehmer iſt ver⸗ 
pflichtet, die Prämie ohne Aufforderung am Fälligkeitstermine und 
ſpäteſtens innerhalb 4 Wochen portofrei einzuzahlen. Diejenigen Mit⸗ 
glieder, welche die fortlaufenden Beiträge nicht rechtzeitig entrichten, 
verlieren alle ſtatutariſchen Rechte, insbeſondere auch die Entſchädigungs⸗ 
anſprüche an die Genoſſenſchaft. Erſt nach Erfüllung ihrer rückſtän⸗ 
digen Zahlungsverbindlichkeiten, wozu Te nöthigenfalls gerichtlich 
angehalten werden können, leben ihre Rechte, jedoch nur für die Zu⸗ 
kunft, wieder auf. Die Zahlung der Prämie erfolgt rechtsgültig 
gegen Aushändigung einer von dem Vorſtande der Genoſſenſchaft 
ausgeſtellten Prämienquittung. 


IV. Abſchnitt. 


$ 18. Grenze der Entſchädigungspflicht. Die Grenze der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Genoſſenſchaft bildet die im Verſicherungsantrage 
declarirte Verſicherungsſumme. 

19. hohe der Entſchädigungsleiſtuugen. Die Genoſſenſchaft 
vergütet unter Feſthaltung an dem Grundſatze, daß die Verſicherung 
zu keinem Gewinne des Mitgliedes führen ſoll: 

1. im Todesfalle, ſobald dieſer eine unmittelbare Folge der 
in § 2 a, b und e bezeichneten körperlichen Unfälle iſt und längſtens 
innerhalb 2 Jahren, vom Tage des Unfalls ab gerechnet, eintritt, 
für die hinterbliebenen Ehegatten und Kinder des Getödteten die 
volle auf ihn entfallende Verſicherungsſumme (§ 18), abzüglich der 
von der Genoſſenſchaft etwa bereits geleiſteten Zahlungen. War die 
verſicherte und getödtete Perſon unverheirathet oder verwittwet, ohne 
Kinder zu ba ter ſo erhalten die etwa hinterbliebenen Eltern, 
ſobald deren Unterſtützungsbedürftigkeit glaubhaft nachgewieſen wird, 
eine Entſchädigung, welche in ihrer Höhe unter Erwägung der ein⸗ 
ſchlägigen Verhältniſſe von dem Vorſtande bemeſſen wird, in ihrem 
Totalbetrage jedoch nie die Hälfte der Verſicherungsſumme über⸗ 
ſchreiten darf. In jedem Falle vergütet die Genoſſenſchaft für Be⸗ 
gräbnißkoſten der unverheiratheten Verunglückten eine Entſchädigung 
von 4 Procent der Verſicherungsſumme, jedoch nur bis zum Maximal⸗ 
betrage von 120 Mark. 4 e 

2. Bei eingetretener Ganz⸗Invalidität lebenslänglich die 
volle, und bei eingetretener Halb⸗Invalidität die halbe Rente, 
welche dem nach Abzug der bereits geleiſteten Zahlungen verbleiben⸗ 
den Theile der Verſicherungsſumme entſpricht und nach der, dem 
Statut beigefügten Renten⸗Tabelle berechnet wird. — Die Rente wird 
entſprechend herabgeſetzt, oder deren Gewährung gänzlich ſiſtirt, bei 
wieder eintretender erhöhter oder gänzlicher Erwerbsfähigkeit. — Be⸗ 
züglich Feſtſtellung der gänzlichen oder theilweiſen Invalidität gelten 
die Beſtimmungen in § 20. — Als Zuſtand der Ganz⸗Invalidität 

ilt ohne Weiteres: die Erblindung, der Verluſt beider Arme oder 
Hände, der Verluſt beider Fuße, der Verluſt eines Armes reſp. einer 
Hand und eines Fußes. Als Zuſtand der Halb⸗Invalidität: der 
Verluſt eines Armes oder einer Hand, der Verluſt eines Fußes oder 
eines Auges. Die gänzliche Lähmung der bezeichneten Gliedmaßen 
wird dem Verluſt derſelben gleich geachtet. — Stirbt der invalide 
Rentner an den Folgen des erlittenen Unfalles innerhalb der erſten 
zwei Jahre, ſo erhalten ſeine hinterbliebenen Ehegatten und Kinder 
die auf ihn entfallende Verſicherungsſumme (§ 18), abzüglich der 


ſämmtlichen bereits geleiſteten Zahlungen, boor ausgezahlt. — Tritt 
der Tod jedoch erſt nach Ablauf von 2 Jahren ein, ſo iſt die Ge⸗ 
noſſenſchaft von weiteren Zahlungen, außer den bereits geleifteten, 
befreit. — In den vorſtehend aufgeführten Fällen der Invalidität 
iſt die Genoſſenſchaft berechtigt, im Einverſtändniß mit dem Mitgliede 
und dem Verunglückten, an Stelle einer lebenslänglichen oder zeit⸗ 
weiſen Rente eine entſprechende einmalige Kapitalabfindung zu leiſten. 

3. Bei nur vorübergehender Erwerbsunfähigkeit, falls ſolche 
länger als vier Wochen dauert und eine Folge der in § 2 a, b und 
e bezeichneten körperlichen Unfälle iſt, vom 29. Tage während der 
ferneren Dauer der ärztlich zu beſcheinigenden Arbeitsunfahigkeit pro 
Monat (zu 30 Tagen gerechnet) eine Rente von 3 Procent (oder 1 
pro Mille pro Tag) der Verſicherungs⸗Summe, im Ganzen jedoch 
nicht über ſechs Monate. Dieſe Rente wird nach Beendigung der 
Kur oder falls dieſe — ausſchließlich der erſten 28 Tage — länger 
als ſechs Monate dauert, nach Ablauf der letzteren Friſt poſtnume⸗ 
rando gezahlt. Bei längerer als ſiebenmonatlicher Krankheitsdauer 
wird bis zur wiedererlangten Arbeitsfähigkeit eine Rente nach Maß⸗ 
gabe der vorſtehend sub 2 für den Invaliditätsfall feſtgeſetzten Be⸗ 
ſtimmungen gewährt. — Eine Vergütung für eine kürzere als 28⸗ 
tägige Krankheitsdauer, bezw. für die erſten 28 Tage überhaupt, 
wird nur dann geleiſtet, wenn die Verſicherung hierauf ausdrücklich 
(— gegen eine angemeſſene Prämienerhohung —) mit ausgedehnt ift. 
Letzteren Falles wird pro Tag der ärztlich zu beſcheinigenden Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit 1 pro Mille der Verſicherungsſumme ent⸗ 

ädigt. 

G 45 Der auch für ſeine Perſon verſicherte Unternehmer — das 
Mitglied — hat bei vorübergehender Erwerbsunfähigkeit, falls die⸗ 
ſelbe ſich über 4 Wochen erſtreckt, vom 29. Tage während der ferneren 
Dauer der ärztlich zu beſcheinigenden Arbeitsunfähigkeit ebenfalls 
bis zu 6 Monaten Auſpruch auf eine monatliche Rente in Höhe von 
3% der Verſicherungsſumme. Die Zahlung dieſer Rente erfolgt, wie 
vorſtehend unter 3 angegeben iſt. Bei längerer als ſiebenmonatlicher 
Krankheitsdauer wird bis zur wiedererlangten Arbeitsfähigkeit eine 


Rente nach Maßgabe der vorſtehend sub 2 für den Invaliditäts fall 


feſtgeſetzten Beſtimmungen gewährt. Eine Vergütung für eine kür⸗ 
zere als 28tägige Krankheitsdauer, bezw. für die erſten 28 Tage 
überhaupt, wird nur dann geleiſtet, wenn die Verſicherung hierauf 
ausdrücklich gegen angemeſſene Prämienerhöhung ausgedehnt iſt 

§ 21. Fälligkeit der Entſchädigung. Sobald der Entſchädigungs⸗ 


betrag, entweder durch gütliche Vereinbarung oder durch ſchiedsge⸗ 


richtliches Urtheil, feſtgeſtellt iſt, leiſtet die Genoſſenſchaft dem Mit⸗ 


gliede und eventuell dem Bezugsberechtigten ſogleich, längſtens aber 


innerhalb 8 Tagen, gegen ordnungsmäßige Quittung prompte Zahlung. 
Die Renten werden in vierteljährlichen Raten pränumerando 


ausgezahlt und zwar müſſen die Quittungen hierüber auf Verlangen 


der Genoſſenſchaft mit einem ärztlichen Atteſte über das Leben und 
die fortdauernde gänzliche oder theilweiſe Erwerbsunfähigkeit der die 
Rente beziehenden Perſon verſehen ſein. 
noſſenſchaft müſſen die Quittungen außerdem eine amtliche Beglau⸗ 
bigung enthalten. Die Zahlungen werden am Sitze der Genoſſen⸗ 


ſchaft geleiſtet. Es ſteht jedoch den Mitgliedern frei, Baarſendungen 


auf ihre Koſten und Gefahr zu verlangen, ſowie durch andere ge⸗ 
örig legitimirte Perſonen in Empfang nehmen zu laſſen, in beiden 


Fällen jedoch nur gegen vorherige Abgabe der ausgeſtellten Quittungen. 
geheißenen Verwaltungsregeln. 


VI. Abſchnitt. 


A. Von der General:Berfammlung. 


$ 28. Stellung von Anträgen. Wünſchen Mitglieder beſondere, 
ſtatutariſch zuläſſig erſcheinende, Anträge zur Berathung und Beſchluß⸗ 
faſſung in der General⸗Verſammlung gelangen zu laſſen, ſo ſind ſolche 
ſpäteſtens bis 1. April zur Kenntniß des Vorſtandes und des Aufſichts⸗ 
Rathes zu bringen. Sobald der Letztere ſolche Anträge für ſtatutariſch 
zuläſſig befindet, iſt er verpflichtet, dieſelben auf die Tages⸗Ordnung 
zu ſetzen Gegen den abweiſenden Beſchluß des Aufſichts⸗Rathes bleibt 
es den Antragſtellern überlaffen, über die Zuläſſigkeit ihres Antrages 
Berufung an die General⸗Verſammlung einzulegen und iſt dieſe Be⸗ 
rufung auf die Tages⸗Ordnung der nächſtfolgenden General⸗Ver⸗ 
ſammlung zu bringen. 

$ 30. Cheilnahme der Mitglieder au den General-Verſammlungen, 
Legitimation, Vertretung und Stimmberechligung. Zur Theilnahme an 
der General⸗Verſammlung und an den Beſchlußfaſſungen derſelben iſt 
jedes Mitglied berechtigt. 

Die Legitimation geſchieht durch Vorzeigung der Police bei dem 
dazu beſtimmten Beamten. Eine Vertretung nicht perſönlich erſchei⸗ 


Auf Verlangen der Ge⸗ 


l 
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nender Mitglieder in den General⸗Verſammlungen iſt ſtatthaft. Ehe⸗ 
frauen können ſich durch ihre Ehemänner, Werke, Corporationen, 
Vereine ꝛc. durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. Minderjährige, 
oder ſonſt Bevormundete, werden durch ihre Vormünder oder Cura⸗ 
toren und juriſtiſche Perſonen durch ihre Vertreter in den General⸗ 
Verſammlungen vertreten. Für e in Mitglied darf nicht mehr als 
ein Vertreter erſcheinen. 

Jedes Mitglied hat für je 100 verſicherte Perſonen, das ange⸗ 
fangene Hundert für voll gerechnet, eine Stimme. 

Ein Mitglied, welches abweſende Genoſſenſchafts⸗Mitglieder in 
der General⸗Verſammlung vertritt, kann excl. ſeiner eigenen Stim⸗ 
men, zuſammen nicht mehr als 50 Stimmen erwerben. Jedoch ſoll 
es einem jeden Etabliſſement geſtattet ſein, ſich mit ſeiner vollen 
Stimmenzahl durch ein Mitglied vertreten zu laſſen. 


B. Von dem Au fſichts-Rath. 

$ 42. Allgemeine Beſtimmung. Alle der General⸗Verſammlung 
nicht ausdrücklich vorbehaltenen Angelegenheiten gehören zur Com⸗ 
petenz des Aufſichts⸗Rathes, welcher die Geſchäftsführung in allen 
Zweigen der Verwaltung überwacht. Der jeweilige Aufſichts⸗Rath 
der „Allgemeinen Unfall⸗Verſicherungs⸗Bank in Leipzig“ 
bildet gleichzeitig den Aufſichts⸗Rath der Genoſſenſchaft. Ebenſo funk⸗ 
tioniren der Vorſitzende und ſtellvertretende Vorſitzende des Aufſichts⸗ 
Rathes der „Allgemeinen Unfall⸗Verſicherungs⸗Bank in 
Leipzig“ auch als ſolche bei dem Aufſichts⸗Rathe der „Deutſchen 
Unfall⸗Verſicherungs⸗Genoſſenſchaft in Leipzig. 

8 44. Allgemeine Beſtimmungen. Die für den Aufſichtsrath der 
Allgemeinen Unfall⸗Verſicherungs⸗Bank in Leipzig ge⸗ 
gebenen ſtatutariſchen Vorſchriften (cfr. SS 50, 51, 54, 55, 56, 57 
der Statuten der Allgemeinen Unfall⸗Verſicherungs⸗Bank 
in Leipzig) gelten durchweg für den Aufſichts-Rath der Genoſſenſchaft. 

§ 46. geſchlußfähtgkeit und Veſchlüſſe des Aufſichts-Rathes. Die 
Verſammlungen des Aufſichts⸗-Rathes find bei Anweſenheit des Vor⸗ 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreters und mindeſtens eines Dritttheils 
der übrigen Mitglieder beſchlußfähig. 

Die Beſchlüſſe des Aufſichts⸗Rathes erfolgen nach Stimmenmehr⸗ 
heit der anweſenden Mitglieder. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

8 53. Remuncration des Aufſichts⸗Rathes. Der Aufſichts⸗Rath 
bezieht für ſeine Mühewaltungen keine beſondere Remuneration 
(vergl. § 66 der Stat. der Allg. Unf.⸗Verſ.⸗Bank). 

8 54. Verwendung der vorräthigen Gelder. Die vorhandenen 
disponiblen Gelder und Fonds der Genoſſenſchaft werden nach der 
Beſtimmung des Aufſichts⸗Rathes zinstragend angelegt und zwar: 

a. durch Ausleihung auf pupillariſch ſichere Hypotheken; 

b. durch Ankauf ſolcher Werthpapiere, welche von der Reichs⸗ 
bank in Claſſe I belehnt werden. Die Erwerbung von 
Grundſtücken iſt nur ſoweit geſtattet, als es ſich um Be⸗ 
ſchaffung von Geſchäftslocalitäten oder um Abwendung von 
Verluſten an außenſtehenden Forderungen handelt. 


C. Von dem Vorſtande. 


$ 58. Feitung der Geſchäfte und Zeichnung der Firma durch den 
Vorſtand oder deſſen Stellvertreter. Der Vorſtand verwaltet die Ange⸗ 
legenheiten der Genoſſenſchaft nach den vom Aufſichts⸗Rathe gut⸗ 


Verträge, Correſpondenzen, Schriftſtücke und Dokumente aller 
Art, ſowie die Bekanntmachungen, ſoweit die letzteren nicht von dem 
Vorſitzenden des Aufſichts⸗Rathes oder von deſſen Stellvertreter aus⸗ 


gehen, ſind unter der Firma: 


Deutſche Unfall⸗Verſicherungs⸗Genoſſenſchaft in Leipzig. 
Der Vorſtand: N. N. N. N. 
beziehentlich in Stellvertretung des Vorſtandes: N. N. 

zu zeichnen und durch Namens⸗Unterſchrift von mindeſtens zwei Vor⸗ 
ſtands⸗ Mitgliedern beziehungsweiſe Stellvertretern zu vollziehen. 

$ 60. Eidesleiſtung: Eide für die Genoſſenſchaft werden von 
zwei Vorſtands⸗Mitgliedern, beziehentlich deren Stellvertretern, ab⸗ 
geleiſtet. 


VIII. Abſchnitt. 


8 63. Beiriebs. und Garantie- Mittel, Die Betriebs⸗ und Garan⸗ 
tie⸗Mittel der Genoſſenſchaft beſtehen: 
a, in den fortlaufenden, pränumerando zu entrichtenden, Bei⸗ 
trägen der Mitglieder; 
b. in den Reſervefonds der Genoſſenſchaft (§ 75); 


sc. in der ſolidariſchen Haftpflicht der Mitglieder und der 
hieraus reſultirenden Verbindlichkeit derſelben zur even⸗ 
tuellen Leiſtung von Nachzahlungen bis zur Höhe des fünf⸗ 
fachen Betrages der letzten Jahresprämie (§ 14). 


XI. Abſchnitt. 


§ 64. pflichten der Alitglieder. Die Genoſſenſchafts⸗Mitglieder 
und beziehentlich deren Hinterbliebene ſind verpflichtet: 

1. von jedem ſich ereignenden Unfalle, für welchen ein Erſatz⸗ 
anſpruch an die Genoſſenſchaft erhoben werden ſoll, dem 
Vorſtande oder einem legitimirten Vertreter der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſofort und längſtens innerhalb 14 Tagen nach 
Eintritt des Ereigniſſes eine ſchriftliche Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. Dieſe Anzeige muß enthalten: 

a. Zeit, Ort und Art des Unfalles; 

b. die näheren Umſtände deſſelben und die Art der Be⸗ 
ſchädigung der betroffenen Perſon; 

e die erwieſene oder muthmaßliche Urſache des Unfalles; 

2. die in den Schaden⸗Anmeldungsformularen der Genoſſen⸗ 
ſchaft enthaltenen Fragen mit größter Gewiſſenhaftigkeit 
und möglichſter Genauigkeit zu beantworten und dieſelben 
durch eigenhändige Namensunterſchrift zu vollziehen; 

3. für ſchleunigſte ärztliche Hilfe nach Möglichkeit Sorge zu 
tragen (die Koſten für ärztliche Hilfe und Krankenpflege 
trägt das Mitglied); 

4. innerhalb längſtens 14 Tagen einen Bericht des behan⸗ 
delnden Arztes über die Behandlung, den Verlauf und die 
muthmaßlichen Folgen der Verletzung, event. die Urſache 
des Todes, dem Vorſtande oder einem Vertreter der Ge⸗ 
noſſenſchaft zuzuſtellen. 
Todenſchein einzuſenden; 

5. nach Möglichkeit dafür Sorge zu tragen, daß die vom Un⸗ 
fall betroffene Perſon zu jeder Zeit einem ſich als Organ 
der Genoſſenſchaft legitimirenden Beamten oder Arzt Zu⸗ 
tritt geſtattet und den Anordnungen derſelben im Inter⸗ 
eſſe des Heilungsprozeſſes Folge leiſtet. 

Der Vorſtand wird ſofort nach empfangener Schadens-Anzeige 
die geeigneten Anordnungen zur Regulirung und Feſtſtellung des 
Schadens — event. unter Hinzuziehung von Sachverſtändigen — 
treffen und ſich baldthunlichſt darüber erklären, ob ein Schadenserſatz 
auf Grund der ſtatutariſchen Beſtimmungen zuläſſig erſcheint oder nicht. 

Kann eine gütliche Einigung über die Anerkennung, beziehungs⸗ 
weiſe über die Höhe des Schadens zwiſchen der Genoſſenſchaft und 
einem Mitgliede nicht herbeigeführt werden, ſo entſcheidet hierüber ein 
Schiedsgericht. (erk. Abſchnitt X.) 

Die Genoſſenſchafts⸗Mitglieder ſind ferner verpflichtet, dem Vor⸗ 
ſtande der Genoſſenſchaft, reſp. den mit der Regulirung und Feſt⸗ 
ſtellung des Schadens beauftragten Perſonen, über alle auf den Un⸗ 
fall, deſſen Urſachen und Folgen Bezug habende Umſtände der Wahr⸗ 
heit gemäß die verlangten Auskünſte zu ertheilen, insbeſondere auch 
ihre Perſonal⸗Verzeichniſſe und alle anderen Auskünfte und Nachweiſe, 
die fie liefern können, vorzulegen, beziehungsweiſe zu beſchaffen. (efr. 
88 13 und 67). 


X. Abſchnitt. 


§ 65. Streitigkeiten. Findet zwiſchen der Genoſſenſchaft und 
einem Mitgliede, reſp. deſſen Hinterbliebenen, eine gütliche Einigung 
über die Fragen: 

1. ob der Tod oder die Invalidität und reſp. in welchem 
Grade die letztere als unmittelbare Folge des Unfalles ein⸗ 
getreten, 

2. ob und in welchem Grade der Verletzte ſpäter wieder 
erwerbsfähig geworden iſt (§ 19 sub 2), 

nicht ſtatt, ſo entſcheidet hierüber ein Schiedsgericht. 

Daſſelbe wird aus drei Mitgliedern gebildet, wovon eines die 
Genoſſenſchaft und ein zweites das Mitglied erwählt. Als drittes 
Mitglied fungirt ſtets der betreffende Diſtricts⸗ reſp. Gerichts⸗Arzt. 

Mit Ausnahme des Letzteren müſſen die beiden übrigen Schieds⸗ 
richter gleichzeitig Mitglieder der Genoſſenſchaft ſein. 

Die ſolchergeſtalt ernannten Schiedsrichter entſcheiden nach 
Stimmenmehrheit. 

Dem Genoſſenſchafts⸗Mitgliede ſteht es frei, die Wahl des von 
ihm zu ernennenden Mitgliedes dem Verletzten, reſp. deſſen Hinter⸗ 
bliebenen zu übertragen. 

Ueber die weitere Frage: 


Im Todesfalle iſt der amtliche 


3. ob und in welcher Höhe eine Entſchädigung überhaupt zu 
leiſten iſt, beziehungsweiſe ob ein Mitglied auf Grund des 
§ 67 mit ſeinen Entſchadigungs⸗Anſprüchen abzuweiſen ſei, 
ſowie über die ſämmtlichen aus dem Verſicherungs⸗Ver⸗ 
trage zwiſchen der Genoſſenſchaft und einem Mitgliede etwa 
entſtehenden Rechtsſtreitigkeiten, 

entſcheidet nach Stimmenmehrheit ein Schiedsgericht, welches von 
3 Genoſſenſchafts⸗Mitgliedern gebildet wird. Das eine erwählt die 
Genoſſenſchaft, das zweite das Mitglied. Die ſolchergeſtalt erwählten 
beiden Schiedsrichter ernennen das dritte Mitglied. 

Die Mitglieder des Schiedsgerichts müſſen die Eigenſchaft un⸗ 
parteiiſcher Beweiszeugen haben. 

Die Berufung des Schiedsgerichts erfolgt innerhalb 6 Wochen, 
nach Behändigung des diesbezüglichen Antrages, durch den Vorſtand 
der Genoſſenſchaft. 

Die Wahl des von dem Genoſſenſchafts⸗Mitgliede, reſp. von dem 
Verletzten oder deſſen Hinterbliebenen, zu ernennenden Schiedsrichters 
muß auf Verlangen der Genoſſenſchaft binnen längſtens 3 Wochen 
geſchehen, widrigenfalls dieſelbe rechtsgiltig durch den Vorſtand der 
Genoſſenſchaft bewirkt wird. In gleicher Weiſe ernennt der Vor⸗ 
ſtand das dritte Mitglied des Schiedsgerichtes, falls die beiden erſtge⸗ 
wählten Schiedsrichter ſich über die Wahl eines ſolchen innerhalb 
3 Wochen nicht einigen ſollten, 

Gegen das Urtheil des Schiedsgerichtes, welches ſchriftlich aus⸗ 
gefertigt und beiden Parteien inſinuirt wird, ſteht keinem der beiden 
Theile eine Appellation zu und es iſt jedes weitere (ordentliche oder 
außerordentliche) Rechtsmittel dagegen, insbeſondere auch die Be⸗ 
ſchreitung des Rechtsweges, unbedingt ausgeſchloſſen. Das ſchieds⸗ 
gerichtliche Urtheil iſt 14 Tage nach erfolgter Inſinuation vollſtreckbar. 

et Koſten des Schiedsgerichtes fallen dem unterliegenden Theile 
zur Laſt. : 


XII. Ab ſchnitt. 


8 70. Abrechnung und Bilanz. Die Bücher werden nach den 
Regeln der kaufmänniſchen doppelten Buchhaltung geführt und am 
31. December jeden Jahres abgeſchloſſen. Auf Grund derſelben wird 
die Jahresrechnung und die Bilanz über das Genoſſenſchafts⸗Ver⸗ 
mögen auf dieſen Tag von dem Vorſtande bis ſpäteſtens ultimo 
März des nächſtfolgenden Jahres aufgeſtellt, zunächſt von dem Auf⸗ 
ſichts-Rathe und dann von der Reviſions⸗Commiſſion (8 39) ſpeciell 
geprüft und von der General-Verſammlung dechargirt. 

Eine getrennte Verwaltung der verſchiedenen Vermögenstheile 
der Genoſſenſchaft (Reſerve- und Rentenfonds) findet nicht ſtatt, es 
genügt überall die buchmäßige Sonderung. 

Der Aufſichts-Rath hat zu beſtimmen, wieviel auf den Koſten⸗ 
werth der im Beſitz der Genoſſenſchaft befindlichen Immobilien 
und Mobilien abzuſchreiben iſt; jedoch darf die Abſchreibung für 
Immobilien nicht unter 1%, für jede andere Kategorie nicht unter 
5% jährlich betragen, wobei dem Aufſichts⸗Rath zur Pflicht gemacht 
wird, einen höhern Satz zu beſtimmen, wenn dies nach Maßgabe der 
Abnutzung und der ſonſtigen Verhältniſſe angemeſſen erſcheint, 

Die Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben ergiebt den 
Ueberſchuß oder das Deficit des Rechnungsjahres, welche am Schluſſe 
der Bilanz beſonders auszuwerfen find. 

Unter den Ausgaben find ſtets die vollen Organiſations- und 
Verwaltungskoſten des laufenden Jahres aufzuführen. 

Die ne wird wie folgt aufgeſtellt: 

Zu den Einnahmen gehören: 
a. die im Voraus erhobenen Prämien der Mitglieder, 
b. die im Vorjahre zurückgeſtellten Schadenreſerven, 
C. alle ſonſtigen Einnahmen. 
Unter den Ausgaben ſind aufzuführen: 
1. die bezahlten Schäden, K 
2. die Reſerven für die bis zum Schluſſe des Jahres zwar 
angemeldeten reſp. zu ſchätzenden, aber noch nicht abge⸗ 
wickelten Schäden, x 
3. die für zu zahlende Renten zurückzulegenden Deckungs⸗ 
Capitalien, deren Höhe nach den Prinzipien der Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsrechnung bemeſſen wird, 5 
4. die zur Auszahlung gebrachten Dividendenbeträge, 
5. die Organiſations⸗ und Verwaltungskoſten. a 

Von den ſich hiernach ergebenden Ueberſchüſſen fließen 10% in 
die Reſervefonds (§ 75 c) — bis zum Maximum von Mark 750,000 
und von da ab 50/0. Die Reſtbeträge werden während drei Jahren 


als außerordendliche Reſerven zurückgeſtellt, welche jedoch nur in dem 


Falle angegriffen werden dürfen, wenn die Reſervefonds (§ 75 e 


und e) erſchöpft find. Nach Ablauf von 3 Jahren wird der vorhan⸗ 


dene Beſtand unter die Mitglieder als Dividende vertheilt (§ 74). 
Die inzwiſchen ausgeſchiedenen Mitglieder, event deren Rechtsnachfolger 


haben ebenfalls auf die für das betreffende Jahr entfallende Divi⸗ 
dende Anſpruch. . 
Bei Ziehung der Bilanz ſind aufzunehmen: | 
1. Unter die Activa: | 
a. der baare Kaſſenbeſtand am Jahresſchluß. . | 
b. der Beſtand an Effecten und Werthpapieren. Dieſelben 
müffen nach Gattungen ſpecificirt und dürfen nie höher 
als zum Tagescours der Berliner Börſe am 31. December, 
beziehungsweiſe ihrem ſonſtigem Zeitwerth an dieſem Tage 
in Anſatz gebracht werden, 
. die ausſtehenden Forderungen der Genoſſenſchaft, 
die Werthe der Immobilien, der Mobilien ce. ſoweit die⸗ 
ſelben nicht bis zum Schluß des betreffenden Jahres bereits 
amortiſirt ſind, Ae | 
alles andere Eigenthum zu demjenigen Werthe, welchen 
daſſelbe nach ſorgfältiger Erwägung am Jahresſchluſſe hat. 
2. Unter die Paſſiva: h 4 
1. die Reſerven für ſchwebende, noch nicht bezahlte Schäden, 
2. die für fortlaufende Rentenzahlungen zurückgelegten Deck⸗ 
ungs⸗Capitalien, | 
3. das Guthaben ſonſtiger Creditoren. | 
Die den vorftehenden Beſtimmungen gemäß aufzuftellende jähr | 
liche Bilanz muß durch die Blätter der Genoſſenſchaft ($ 86) nach 
Decharchirung durch die Generalverſammlung öffentlich bekannt ge⸗ 
macht werden. | 


XIII. Abſchnitt. 


§ 71. Aachzahlung. Falls die im Voraus zur Erhebung ge⸗ 
langenden Prämien zur Deckung der Schäden und Laſten am Schluſſe 
eines Rechnungsjahres nicht ausreichen ſollten, ſo werden zunächſt 
die Reſervefonds (3 75 c, e event. d) zur Deckung des Ausfalles 
mit herangezogen. Sollten auch dieſe Fonds nicht ausreichen, ſo 
werden die Mitglieder zu dem Deficit entſprechenden Nachzahlungen, 
welche jedoch das Fünffache der vereinbarten Jahresprämie nicht über⸗ 
ſteigen dürfen herangezogen ($ 14). m. | 
72. Aufforderung zur Hadyzahlung. Jedes Mitglied empfängt 
eine briefliche (nicht eingeſchriebene) Aufforderung des Vorſtandes zur 
Entrichtung der etwaigen Nachſchußzahlungen. Gleichzeitig wird in 
den Blättern der Genoſſenſchaft zweimal bekannt Ce daß und in 
welcher Höhe die Mitglieder Nachzahlungen zu entrichten haben, ſo 
daß kein Mitglied bezüglich einer Zahlungsſäumniß den Nichtempfang 
einer brieflichen Zahlungs⸗Aufforderung als Entſchuldigung vor⸗ 
ſchützen kann. | 
$ 74. Dividenden. Ergeben die Einnahmen am Schluſſe eines 
Jahres einen Ueberſchuß, ſo wird derſelbe als Dividende an die 
Mitglieder nach Ablauf von drei Jahren, beziehentlich nach Maßgabe 
der Beſtimmung in $ 70 zurückvergütet. 
Die Dividenden gelangen nur in vollen Prozenten — nicht 
unter 5 Prozent der Jahresprämien — zur Auszahlung. Der Be⸗ 


en 


©. 


Die SS 22. 23. 40. 43. 62 und 87 ſind 
ftrichen worden. 


un.. 


rechnungsmodus iſt derſelbe, wie bei den Nachzahlungen, beziehungs⸗ 


weiſe den Beitrags⸗Zahlungen. Erreicht der Jahres⸗Ueberſchuß das 
Minimum von 5% der Prämien⸗Einnahmen nicht, ſo fließt derſelbe 
den Reſerve⸗Fonds ($ 75 C.) zu. 

Die innerhalb 4 Jahren nach dem feſtgeſetzten Auszahlungs⸗ 
termine nicht erhobenen Dividenden find zu Gunſten der Genoſſen⸗ 
ſchaft verfallen und fließen in die Reſerve⸗Fonds (§ 75 e). 


XIV. Abſchnitt. 


§ 75. Reſerve-Fonds. Die Reſerve⸗Fonds werden gebildet: 
a. aus den Schaden⸗Reſerven; 
b. aus den Renten⸗Deckungs⸗Capitalien; 
c. aus EH und beziehentlich 5%, der jährlichen Ueberſchüſſe 
($ 70); 
d. aus den reſervirten Ueberſchüſſen (§ 70); 
e. aus den erlegten Conventionalſtrafen und verfallenen Divi⸗ 
denden der Mitglieder (88 13, 73, 74). 

Die Gelder der Reſerve⸗Fonds werden zinstragend angelegt und 
fließen die Zinſen⸗Einnahmen aus den sub b bis e aufgeführten 
Fonds dieſen ſelbſt wieder zu. 

Die Gelder der Reſerve⸗Fonds e, e und event. d können nach 
Bedürfniß zur Deckung der Schäden und Laſten der Genoſſenſchaft 
mit herangezogen werden. Dagegen dürfen die Schaden⸗Reſerven 
sub a und b ihrer Beſtimmung als ſolche nicht entfremdet werden. 


XV. Abſchnitt. 


§ 76. Auflöſung. Die Auflöſung der Genoſſenſchaft findet ſtatt: 

a. ſobald die General⸗Verſammlung, in welcher mindeſtens 
die Hälfte aller Mitglieder anweſend reſp. vertreten ſein 
muß, dieſelbe mit einer Majorität von drei Viertheilen der 
abgegebenen Stimmen beſchließt (§ 31); 

b. durch Eröffnung des Concurſes; 

e ſobald die Nachſchußzahlungen (8 71) das Fünffache der 
vereinbarten Jahresprämie überſteigen, in welchem Falle 
die General⸗Verſammlung über die Liquidation zu befinden 
hat. — Außerdem hat die General⸗Verſammlung über die 
Auflöſung der EAN zu befinden, wenn bie Zahl 
der verſicherten Perſonen unter 30,000 Köpfe herabſinkt. 

8 80. Kealifrung der Aktiva, event. Ergänzung derfelben durch 
Kachzahlungen. Die ſämmtlichen Aktiva der Genoſſenſchaft werden ſo⸗ 
fort eingezogen oder realiſirt. Reichen die Aktiva, einſchließlich der 
Reſerve⸗Fonds (§ 75 a, c, d, e), zur Deckung der Paſſiva nicht aus, 
ſo ſind die Mitglieder bis zur gänzlichen Tilgung aller und jeder 


Schuldverbindlichkeiten, einſchließlich der Verwaltungs-, Liquidations⸗ 


und ſonſtigen Koſten, zu weiteren fortlaufenden Beitrags⸗Zahlungen 
verpflichtet, deren Höhe der Aufſichts⸗Rath, beziehungsweiſe die Li⸗ 
quidations⸗Commiſſion, mit der Maßgabe, daß dieſelben die in 8 14 


beſtimmte Höhe nicht überſteigen, feſtſetzt und welche in derſelben 


Weiſe und unter gleichem Präjudiz eingefordert und erhoben werden, 
wie dies in SS 72 und 73 ſtipulirt iſt. 


durch Beſchluß der General⸗Verſammlung ge⸗ 


Hachmann ig: Buchdruckerei W. Hartmann) in Neudnitz-Leipzig. 
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